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1. EINLEITUNG  

Im Vertrag über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der WWU (im Folgenden „SKS-

Vertrag“) wird die Kommission (in Artikel 8 Absatz 1) aufgefordert, zu gegebener Zeit einen 

Bericht über die Bewertung der nationalen Bestimmungen vorzulegen, die die Vertragsparteien 

gemäß Artikel 3 Absatz 2 des SKS-Vertrags erlassen haben (siehe Anlage I mit Auszügen aus dem 

SKS-Vertrag).  

Artikel 3 Absatz 2 des SKS-Vertrags ist Teil des fiskalpolitischen Pakts (Titel III des SKS-

Vertrags). Der fiskalpolitische Pakt (im Folgenden „Fiskalpakt“) gilt für zweiundzwanzig der 

fünfundzwanzig Vertragsparteien des SKS-Vertrags, d. h. die neunzehn Mitgliedstaaten des Euro–

Währungsgebiets sowie Bulgarien, Dänemark und Rumänien. Ungarn, Polen und Schweden sind 

zwar Vertragsparteien des SKS-Vertrags, aber nicht durch den Fiskalpakt gebunden.  

In diesem Bericht sind die Schlussfolgerungen der Kommission zur Konformität der von jeder 

Vertragspartei erlassenen nationalen Bestimmungen mit Artikel 3 Absatz 2 des SKS-Vertrags 

zusammengefasst. Die beiliegenden Länderberichte enthalten die länderspezifische Analyse, die 

den Schlussfolgerungen der Kommission zugrunde liegt.  

2. BEWERTUNGSRAHMEN 

2.1. Anforderungen gemäß Artikel 3 Absatz 2 SKS-Vertrag 

Artikel 3 Absatz 2 des SKS-Vertrags sieht Folgendes vor:  

„Die Regelungen nach [Artikel 3] Absatz 1 [des SKS-Vertrags] werden im einzelstaatlichen Recht 

der Vertragsparteien in Form von Bestimmungen, die verbindlicher und dauerhafter Art sind, 

vorzugsweise mit Verfassungsrang, oder deren vollständige Einhaltung und Befolgung im 

gesamten nationalen Haushaltsverfahren auf andere Weise garantiert ist, spätestens ein Jahr nach 

Inkrafttreten dieses Vertrags wirksam. Die Vertragsparteien richten auf nationaler Ebene den in 

Absatz 1 Buchstabe e genannten Korrekturmechanismus ein und stützen sich dabei auf 

gemeinsame, von der Europäischen Kommission vorzuschlagende Grundsätze, die insbesondere 

die Art, den Umfang und den zeitlichen Rahmen der – auch unter außergewöhnlichen Umständen 

– zu treffenden Korrekturmaßnahmen sowie die Rolle und Unabhängigkeit der auf nationaler 

Ebene für die Überwachung der Einhaltung der in [Artikel 3] Absatz 1 [des SKS-Vertrags] 

genannten Regelungen zuständigen Institutionen betreffen. Dieser Korrekturmechanismus wahrt 

uneingeschränkt die Vorrechte der nationalen Parlamente.“ 

Nach Artikel 3 Absatz 2 des SKS-Vertrags muss somit in die nationale Rechtsordnung eine Regel 

des ausgeglichenen Haushalts mit folgenden Merkmalen aufgenommen werden: 

- Die Bestimmungen müssen verbindlicher und dauerhafter Art sein, vorzugsweise 

Verfassungsrang haben, oder ihre vollständige Einhaltung und Befolgung im gesamten 

nationalen Haushaltsverfahren muss auf andere Weise garantiert sein. 

- Die Regel des ausgeglichenen Haushalts ist in Artikel 3 Absatz 1 des SKS-Vertrags 

niedergelegt. Die Definition greift die Definition des länderspezifischen mittelfristigen Ziels 

im Sinne des Stabilitäts- und Wachstumspakts (im Folgenden der „SWP“) mit einer 

Untergrenze für das strukturelle Defizit von 0,5 % des BIP auf, außer wenn die öffentliche 

Schuldenquote erheblich unter 60 % liegt und die Risiken für die langfristige Tragfähigkeit der 

öffentlichen Finanzen gering sind; dann gilt eine Untergrenze von 1 % des BIP.  

- Die Regel des ausgeglichenen Haushalts muss durch einen Korrekturmechanismus ergänzt 

werden, der bei erheblichen Abweichungen automatisch ausgelöst wird, und die Überwachung 

der Einhaltung durch unabhängige nationale Institutionen muss gewährleistet sein.  

Des Weiteren müssen die nationalen Korrekturmechanismen und unabhängigen 

Überwachungsinstitutionen von der Kommission vorgeschlagene gemeinsame Grundsätze 
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beachten. Diese gemeinsamen Grundsätze wurden von der Kommission vorgelegt
1
 und am 

21. Juni 2012 von den Finanzministern der Vertragsparteien angenommen.  

2.2. Grundlage für die Bewertung  

Grundlage der Bewertung der Kommission ist eine eingehende Untersuchung der nationalen 

Bestimmungen der Vertragsparteien im Hinblick darauf, ob sie den Anforderungen des 

Fiskalpakts und den gemeinsamen Grundsätzen entsprechen. In Anlage III sind die nationalen 

Bestimmungen aufgeführt, die die Kommission bei ihrer Bewertung zugrunde gelegt hat. Diese 

umfassen Rechtsvorschriften mit Verfassungsrang, Organgesetze oder Gesetze allgemeinen 

Rechts sowie andere Bestimmungen wie Geschäftsordnungen oder Absichtserklärungen. Dies 

zeigt, über welchen Spielraum die Vertragsparteien bei der Wahl der geeigneten 

länderspezifischen Rechtsinstrumente verfügen, um die Anforderungen des Fiskalpakts in ihr 

Rechts- und Verwaltungssystem zu übernehmen, solange ihr Ansatz den Vorgaben des SKS-

Vertrags entspricht (d. h. solange sie ihre Wirkung „in Form von Bestimmungen, die verbindlicher 

und dauerhafter Art sind, vorzugsweise mit Verfassungsrang, oder deren vollständige Einhaltung 

und Befolgung im gesamten nationalen Haushaltsverfahren auf andere Weise garantiert ist“, 

entfalten). 

Der Bewertung der Kommission sind eingehende Konsultationen der Vertragsparteien 

vorausgegangen. Nach Ablauf der Frist, bis zu der die nationalen Bestimmungen im Landesrecht 

wirksam werden mussten (1. Januar 2014), forderten die Kommissionsdienststellen die 

Vertragsparteien über einen an die Mitglieder des Wirtschafts- und Finanzausschusses gerichteten 

Fragebogen auf, über ihre Bestimmungen Auskunft zu erteilen. Im Juli 2015 ersuchten die 

Kommissionsdienststellen die Finanzministerien der Vertragsparteien, einzelne Punkte der 

nationalen Bestimmungen zu klären. Unter Berücksichtigung dieser Klarstellungen und der 

getroffenen Maßnahmen leitete die Kommission gemäß Artikel 8 Absatz 1 des SKS-Vertrags am 

20. Mai 2016 eine förmliche Konsultation ein, indem sie die Vertragsparteien aufforderte, zu den 

von der Kommission festgestellten noch offenen Fragen Stellung zu nehmen. Die in den 

Stellungnahmen der nationalen Behörden enthaltenen Klarstellungen und Zusagen sind in die 

Schlussfolgerungen dieses Berichts eingeflossen.  

In Einklang mit Artikel 8 Absatz 1 des SKS-Vertrags befasst sich die Bewertung der Kommission 

vorrangig mit der Frage, ob mit den nationalen Bestimmungen Artikel 3 Absatz 2 des SKS-

Vertrags nachgekommen wurde, und weniger mit der tatsächlichen Anwendung dieser nationalen 

Bestimmungen.  

Die Kommission hat die nationalen Bestimmungen bewertet in Bezug auf i) ihren Rechtsstatus, ii) 

die Ausformulierung der Regel des ausgeglichenen Haushalts; iii) den Korrekturmechanismus und 

iv) die Rolle und Unabhängigkeit der für die Überwachung zuständigen Institution. Sie ist zu 

einem Urteil über die Konformität der nationalen Bestimmungen als Ganze gelangt.  

3. ÜBERBLICK ÜBER DIE NATIONALEN BESTIMMUNGEN 

3.1. Rechtsstatus der Bestimmungen 

Die Vorschriften zur Sicherstellung eines ausgeglichenen Haushalts müssen verbindlicher und 

dauerhafter Art und so beschaffen sein, dass sie die Ermessensfreiheit der Haushaltsbehörden bei 

der Annahme von Jahreshaushaltsplänen wirksam einschränken („vorzugsweise mit 

Verfassungsrang, oder deren vollständige Einhaltung und Befolgung im gesamten nationalen 

Haushaltsverfahren auf andere Weise garantiert ist“).  

                                                 
1
 Mitteilung der Kommission Gemeinsame Grundsätze für nationale fiskalpolitische Korrekturmechanismen – 

COM(2012) 342 final. Die Grundsätze sind in Anlage II dieses Berichts enthalten und zu Beginn des Abschnitts 3.3 

zusammengefasst.  
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Was den Rechtsstatus anbelangt, so ergaben sich bei den von den Vertragsparteien erlassenen 

Maßnahmen keine Probleme in Bezug auf die verlangte Verbindlichkeit und Dauerhaftigkeit. Alle 

Parteien haben den Fiskalpakt durch nationale Bestimmungen umgesetzt, die im Wege einer oder 

mehrerer der Formen von Rechtsvorschriften angenommen wurden, die die jeweilige nationale 

Rechtsordnung vorsieht. 

Die Anforderung, wonach die erlassenen Maßnahmen die Ermessensfreiheit der 

Haushaltsbehörden wirksam einschränken müssen, ist hingegen komplexer. 

Bei den Vertragsparteien, deren nationale Bestimmungen mit Verfassungsrang oder als besonderes 

Rechtsinstrument mit höherem Status als das Haushaltsrecht erlassen wurden, ist die Einhaltung 

eindeutig gegeben. Dies ist bei AT, BE, DE, EE, ES, FI, IT, LT, LV, PT und SI der Fall.
2
  

Einige dieser Vertragsparteien haben Bestimmungen in ihre Verfassung aufgenommen (DE, ES, 

IT und SI), und zwar entweder als eigenständige Bestimmungen oder in Kombination mit 

verbundenen Rechtsakten, in denen die Einzelheiten für die in der Verfassung verankerten 

Vorschriften geregelt sind. Andere haben besondere Gesetze mit höherem Rang als das allgemeine 

Recht oder das Haushaltsrecht erlassen, wenn letzteres nicht unter allgemeines Recht fällt (EE, FI, 

LT, LV und PT). Die übrigen Parteien haben auf Rechtsmechanismen zurückgegriffen, die dem 

allgemeinen Recht vorgehen (AT: Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den 

Gemeinden über einen Österreichischen Stabilitätspakt 2012; und BE: 

Zusammenarbeitsabkommen zwischen dem Föderalstaat, den Gemeinschaften, den Regionen und 

den Gemeinschaftskommissionen).  

In den meisten anderen Fällen hat das Gesetz zur Umsetzung in nationales Recht den Status 

allgemeinen Rechts.  

Bei einigen dieser Vertragsparteien geht das allgemeine Gesetz zur Umsetzung des Fiskalpakts 

entweder mit Verfahrensbeschränkungen bei der Annahme der Haushaltsgesetze einher, die 

wirksam verhindern, dass die Haushaltsbehörde von dem nationalen Gesetz zur Umsetzung des 

Fiskalpakts abweicht (BG), oder es geht mit der in der nationalen Verfassung verankerten 

Billigung des SKS-Vertrags einher, die wirksam gewährleistet, dass die Haushaltsgesetze nicht 

vom Fiskalpakt abweichen (IE, MT und SK). Auch in Bezug auf diese Vertragsparteien hat die 

Kommission die Konformität beim Rechtsstatus positiv bewertet. 

In den übrigen Fällen, in denen das Umsetzungsgesetz und die Haushaltsgesetze gleichrangig sind, 

wird der Status problematisch, wenn nicht eindeutig gewährleistet werden kann, dass bei 

Annahme der Haushaltsgesetze die Vorschriften des Fiskalpakts beachtet werden. Selbst bei 

Vertragsparteien mit monistischer Rechtsordnung (bei denen der SKS-Vertrag also automatisch 

Teil ihres Rechtssystems ist) ist häufig unklar, ob es wirksame Rechtsmittel gibt, um die 

Einhaltung der Vorschriften sicherzustellen, was Fragen zur gerichtlichen Durchsetzung aufwirft. 

Bei dieser letzten Kategorie hat die Kommission wegen der Spezifizität des SKS-Vertrags 

erforderlichenfalls weiteren Faktoren Rechnung getragen, als sie diese Fragen des Status und der 

gerichtlichen Durchsetzung der von den Vertragsparteien erlassenen Maßnahmen bewertet hat.  

Zum einen hat sie förmliche, öffentliche Zusage der Vertragsparteien, den nationalen 

Rechtsrahmen im Einklang mit den Anforderungen des SKS-Vertrags anzuwenden (CY, DK, FR, 

NL und RO), positiv vermerkt. Solche öffentlichen Zusagen verstärken die Verbindlichkeit der 

nationalen Bestimmungen und wirken so der Problematik ihres Status entgegen. 

Zum zweiten hat sie ihre Bewertung der nationalen Bestimmungen unter der Prämisse 

vorgenommen, dass Schwächen bei ihrem Rechtsstatus durch starke unabhängige Institutionen zur 

Überwachung der Einhaltung der Vorschriften aufgewogen werden könnten. Kann eine solche 

                                                 
2
 Die Liste der im gesamten Bericht verwendeten Abkürzungen der Vertragsparteien ist in Anlage IV enthalten. 
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Institution also aufgrund ihrer soliden Grundlage energisch durchgreifen, wird dadurch dem 

Problem der gerichtlichen Durchsetzung, das sich bei einigen Vertragsparteien ergibt (CY, DK, 

FR, NL und RO) entgegengewirkt.  

Bei einigen Vertragsparteien (EL und LU) ist die Kommission zu dem Schluss gelangt, dass 

Konformität gewährleistet ist, sollten sie die Sonderbestimmungen erlassen, die sie der 

Kommission angekündigt haben und die ihrer eigenen Einschätzung nach erforderlich sind, um 

das nationale Recht mit dem Fiskalpakt in Einklang zu bringen.  

3.2. Die Formulierung der Regel des ausgeglichenen Haushalts 

Aufnahme des mittelfristigen Haushaltsziels und der Untergrenzen aus dem SKS-Vertrag: 
Gemäß Artikel 3 Absatz 1 SKS-Vertrag gilt die Regel des ausgeglichenen Haushalts als 

eingehalten „wenn der jährliche strukturelle Saldo des Gesamtstaats dem länderspezifischen 

mittelfristigen Ziel im Sinne des geänderten Stabilitäts- und Wachstumspakts [...] entspricht“. 

Gemäß Artikel 3 Absatz 1 SKS-Vertrag gilt für das mittelfristige Haushaltsziel eine Untergrenze 

von -0,5 % des BIP, es sei denn, die gesamtstaatliche Schuldenquote liegt erheblich unter 60 % 

und die Risiken für die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen sind gering; in diesem 

Fall gilt eine Untergrenze von -1,0 % des BIP.
3
  

Die Mitgliedstaaten haben bei der Festlegung ihres mittelfristigen Haushaltsziels (Aufnahme der 

Untergrenzen des SKS-Vertrags in die nationalen Bestimmungen) im Wesentlichen zwei Ansätze 

verfolgt. In dem meisten Ländern (BE, BG, CY, DK, DE, EL, EE, FI, FR, IE, IT, LT, LU, MT 

NL, PT, RO, SI und SK) ist das Konzept des mittelfristigen Haushaltsziels direkt im nationalen 

Recht verankert, indem auf das in der Verordnung (EG) Nr. 1466/1997 festgehaltene mittelfristige 

Haushaltsziel Bezug genommen wird. Dieser Ansatz hat Vorteile wie Einfachheit, Transparenz 

und Einbeziehung aller Bestimmungen über das mittelfristige Haushaltsziel, einschließlich 

möglicher Aktualisierungen. Die meisten Vertragsparteien dieser Gruppe übernehmen die 

Untergrenze von 0,5 % entweder durch die explizite Ausformulierung oder durch Bezugnahme auf 

die einschlägigen Bestimmungen des Fiskalpakts. EE gibt eine Untergrenze von 0 % vor (höherer 

Anspruch als verlangt). Die nationalen Bestimmungen von IT und NL nehmen nicht ausdrücklich 

auf die Untergrenzen Bezug, werden aber dennoch als wirksam erachtet, da der SKS-Vertrag seine 

Wirkung direkt im nationalen Recht entfaltet. 

Bei dem anderen Ansatz wird nicht direkt auf das mittelfristige Haushaltsziel als solches Bezug 

genommen, sondern direkt eine bezifferte Untergrenze für den strukturellen Saldo festgelegt. 

Diesem Ansatz folgten AT, ES und LV mit Untergrenzen von -0,45 %, 0,0 % bzw. -0,5 % des 

BIP.
4
 Bei diesem Ansatz können etwaige Änderungen des mittelfristigen Haushaltsziels im 

Rahmen der Durchführung des SWP nicht automatisch berücksichtigt werden. Jede dieser drei 

Vertragsparteien verfügt jedoch über Sicherheitsmechanismen, um für diesen Fall vorzusorgen. In 

AT enthalten die nationalen Bestimmungen die Verpflichtung, nationales Recht erforderlichenfalls 

unverzüglich an die EU-Rechtsvorschriften anzupassen. In ES und LV haben die nationalen 

Behörden bestätigt, dass die unmittelbare Wirksamkeit des SKS-Vertrags in nationalem Recht 

sicherstellt, dass bei einer Änderung des mittelfristigen Haushaltsziels dieses zu einem 

verbindlichen Ziel der Haushaltspolitik würde. LV gab darüber seine Absicht bekannt, im Falle 

einer Änderung des mittelfristigen Haushaltsziels seine Vorschriften entsprechend zu ändern. 

                                                 
3
 Im SWP wird als mittelfristiges Haushaltsziel für die Länder des Euro–Währungsgebiets und der Mitgliedstaaten des 

WKM II eine Untergrenze von -1,0 % des BIP genannt. Darüber hinaus sieht der SWP für das mittelfristige 

Haushaltsziel bestimmte Bedingungen vor, die bei Mitgliedstaaten mit hohem Schuldenstand und ausgeprägten 

Risiken für die langfristige Tragfähigkeit de facto mit einem höheren mittelfristigen Haushaltsziel einher gehen. 
4
 DE hat auf verfassungsrechtlicher Ebene bezifferte Untergrenzen für den Bundeshaushalt und die Länderhaushalte 

festgelegt. Die nationalen Bestimmungen zur Übernahme des mittelfristigen Haushaltsziels finden sich allerdings in 

einem Akt allgemeinen Rechts (Haushaltsgrundsätzegesetz). 
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Annäherung an das mittelfristige Haushaltsziel: Artikel 3 Absatz 1 des SKS-Vertrags schreibt 

vor, dass die „Vertragsparteien [...] eine rasche Annäherung an ihr jeweiliges mittelfristiges Ziel 

sicher[stellen]“. Diese Bestimmung soll dafür sorgen, dass Vertragsparteien, die ihr mittelfristiges 

Ziel noch nicht erreicht haben, dies innerhalb eines angemessenen Zeitrahmens tun.  

Einige Vertragsparteien haben seit Inkrafttreten ihrer nationalen Bestimmungen zur Umsetzung 

der einschlägigen Bestimmungen des SKS-Vertrags ihr mittelfristiges Ziel erreicht (AT, BG, DK, 

DE, EE, CY, FI, LT, LU, NL und RO). Für diese Vertragsparteien sind die Bestimmungen über 

den Anpassungspfad nicht mehr relevant; bei Abweichungen vom mittelfristigen Haushaltsziel 

sollte der Korrekturmechanismus zur Anwendung kommen.  

Die Vertragsparteien, die sich noch auf dem Anpassungspfad zum mittelfristigen Haushaltsziel 

befinden, haben verschiedene Ansätze gewählt, um eine rasche Annäherung an dieses Ziel zu 

gewährleisten. Die Länder lassen sich in zwei Gruppen einteilen. Die größte Gruppe (BE, EL, FR, 

IE, IT, MT, SI und SK) hat den Anpassungspfad unter Bezugnahme auf das EU-Recht festgelegt 

(die Fortschritte hin zum mittelfristigen Haushaltsziel sollten dem Zeitrahmen des SWP 

entsprechen). Eine zweite Gruppe entschied sich dafür, den Anpassungspfad vorzugeben und hat 

zu diesem Zweck festgelegt, welche strukturelle Anstrengung auf dem Weg zum mittelfristigen 

Haushaltsziel und/oder bis zur Frist für dieses Ziel erforderlich ist (ES, LV und PT). Die 

nationalen Bestimmungen dieser drei Vertragsparteien stellen die Kohärenz mit den einschlägigen 

Bestimmungen des SKS-Vertrags sicher. 

Ausweichklauseln: Nach dem Fiskalpakt dürfen die Vertragsparteien unter außergewöhnlichen 

Umständen vorübergehend vom mittelfristigen Haushaltsziel oder dem Anpassungspfad 

abweichen. Die Definition von „außergewöhnlichen Umständen“ in Artikel 3 Absatz 3 

Buchstabe b des SKS-Vertrags nimmt auf den im SWP enthaltenen Begriff der 

außergewöhnlichen Umstände Bezug.  

Die meisten Vertragsparteien haben eine Definition gewählt, die vollständig mit dem Fiskalpakt 

und somit dem SWP im Einklang steht, indem sie entweder die Definition des SKS-Vertrags oder 

des SWP in nationales Recht übernommen (BE, BG, CY, DK, EE, EL, IE, IT, LT, PT, RO und SI) 

oder direkt auf Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe b des SKS-Vertrags Bezug genommen haben (FR, 

FI, LU, MT und SK). Die Rechtsvorschriften von NL enthalten keine spezifischen Bestimmungen 

über die Ausweichklauseln, die Bestimmung, nach der die Haushaltspolitik mit dem Unionsrecht 

im Einklang stehen muss, impliziert jedoch, dass die im SWP enthaltene Definition der 

Ausweichklauseln für die nationalen Bestimmungen gilt.  

Andere Vertragsparteien haben die Fiskalpakt-Definition von „außergewöhnlichen Umständen“ 

durch nationale Erläuterungen ergänzt. AT, DE und LV nennen „Naturkatastrophen“, ES und LV 

führen soziale Prozesse an. Während der von AT und DE gewählte Wortlaut so spezifisch ist, dass 

eine vom SKS-Vertrag abweichende Auslegung nicht möglich ist, hat ES klargestellt und LV 

zugesichert, dass ihre Auslegungen der nationalen Bestimmungen mit dem SKS-Vertrag vereinbar 

sind.  

Einige Vertragsparteien (BG, ES, EL, IT und PT) lassen bei Strukturreformen eine Abweichung 

von der Regel des ausgeglichenen Haushalts zu, wie der SWP es ermöglicht.  

3.3. Korrekturmechanismus 

Nach den gemeinsamen Grundsätzen müssen die Korrekturmechanismen einen hohen 

Rechtsstatus einnehmen (Grundsatz Nr. 1). Sie müssen eng auf die haushaltspolitischen Konzepte 

und Rahmenbestimmungen der EU abgestimmt werden (Grundsatz Nr. 2). Die 

Korrekturmechanismen sollten unter genau definierten Bedingungen, die eine erhebliche 

Abweichung vom mittelfristigen Haushaltsziel oder dem dorthin führenden Anpassungspfad 

anzeigen, ausgelöst werden (Grundsatz Nr. 3). Ihr Umfang und ihr zeitlicher Rahmen sollten im 
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Voraus festgelegten Bestimmungen unterliegen (Grundsatz Nr. 4), wie den sogenannten 

Teilgrundsätzen der Verhältnismäßigkeit und der Einhaltung des „mittelfristigen Ziels“. Darüber 

hinaus können die Korrekturmechanismen operativen Bestimmungen (wie Ausgabendeckelung) 

oder den Koordinierungsmechanismen zwischen Teilsektoren des Gesamtstaats eine zentrale Rolle 

verleihen und mit dem SWP vereinbare Ausweichklauseln umfassen (Grundsätze Nrn. 5 und 6). 

Die Korrekturmechanismen sollten von unabhängigen Institutionen überwacht werden (Grundsatz 

Nr. 7).  

Das Kernziel der Korrekturmechanismen besteht im Wesentlichen darin, anhaltende 

Abweichungen vom mittelfristigen Haushaltsziel und dem dorthin führenden Anpassungspfad zu 

vermeiden. Abgesehen vom Rechtsstatus (auf den an anderer Stelle eingegangen wird) und der 

Überwachung (folgender Abschnitt), sind die wichtigsten Grundsätze die Grundsätze Nrn. 2, 3 

und 4 (Vereinbarkeit, automatische Auslösung und Art der Korrekturmaßnahmen). Die 

Grundsätze gewähren in begrenztem Umfang Raum für eine nationale Differenzierung 

entsprechend den nationalen Gegebenheiten, solange die Grundsätze insgesamt beachtet werden. 

Deswegen weisen die Konzepte der nationalen Bestimmungen über den Korrekturmechanismus 

leichte Unterschiede auf.  

Auslösung des Korrekturmechanismus: In mehreren Vertragsparteien wird nach Maßgabe von 

Artikel 6 Absätze 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 der nationale Korrekturmechanismus 

automatisch ausgelöst, wenn die Organe der Union im Rahmen des SWP eine erhebliche 

Abweichung feststellen (BG, CY, EE, EL, FI, IE, IT, LT, LU, MT, NL, PT, RO, SI und SK). 

Dieses Konzept, nach dem der nationale Korrekturmechanismus unter diesen Umständen 

automatisch ausgelöst wird, bietet sowohl die Vereinbarkeit mit dem Rechtsrahmen der EU als 

auch die automatische Auslösung aufgrund nationaler Gegebenheiten.  

Einige Vertragsparteien (BE, BG und FR) haben sich dafür entschieden, die automatische 

Auslösung des Korrekturmechanismus davon abhängig zu machen, dass die nationale 

unabhängige Überwachungsinstitution das Vorliegen einer erheblichen Abweichung feststellt. Im 

Gegensatz dazu unterliegen bei den meisten Vertragsparteien die Bewertungen der 

Überwachungsinstitution lediglich dem Prinzip „Mittragen oder Begründen“ (comply or explain), 

nach dem die Haushaltsbehörden die Empfehlungen dieser Institutionen entweder befolgen oder 

Abweichungen davon öffentlich erklären müssen. Eine Verknüpfung mit der Bewertung der 

nationalen Überwachungsinstitution ist allerdings auch eine geeignete Maßnahme zur 

Sicherstellung der automatischen Auslösung gemäß dem Grundsatz Nr. 3, wenn die erhebliche 

Abweichung auf nationaler Ebene in Anlehnung an die Begriffsbestimmung des SWP definiert 

wurde.  

In einigen anderen Vertragsparteien (AT, DE, DK, ES und LV) muss der jährliche Haushaltsplan 

– unabhängig von etwaigen Abweichungen in den Vorjahren (und vor allem unabhängig vom 

geplanten Haushaltsvollzug für das dem Haushaltsplan vorangehende Jahr) – entsprechend dem 

mittelfristigen Haushaltsziel vorgelegt und verabschiedet werden. Bei einer solchen Regel des 

ausgeglichenen Haushalts im strikten Sinne ist der automatische Korrekturmechanismus 

sozusagen eingebaut: Bei einer erheblichen Abweichung des Haushaltsvollzugs muss ein 

Haushaltsplan in Höhe des mittelfristigen Haushaltsziels per Definition bereits im folgenden Jahr 

zu diesem Ziel zurückkehren.  

Inhalt des Korrekturmechanismus: In einigen Vertragsparteien (BG, CY, EE, EL, IE, LT, MT, 

NL, RO, SI und SK) wird durch die nationalen Bestimmungen ein direkter Zusammenhang 

geschaffen zwischen den Empfehlungen der Unionsorgane im Rahmens des SWP und den 

Haushaltsvorschriften, die im Plan für Abhilfemaßnahmen hinsichtlich des Umfangs und 

zeitlichen Rahmens der Korrektur zu beachten sind. Für diese Vertragsparteien ist somit die 

Verpflichtung, sich strikt an die Empfehlungen der Unionsorgane zu halten, das wichtigste Mittel, 
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um die Vereinbarkeit mit der Vorgabe des Fiskalpakts, „innerhalb eines festgelegten Zeitraums“ 

Abweichungen zu korrigieren, und mit dem Grundsatz Nr. 4 sicherzustellen.  

Darüber hinaus haben einige dieser Vertragsparteien ergänzende nationale Bestimmungen 

erlassen, die den Grundsatz Nr. 4 direkt widerspiegeln und den Teilgrundsatz der 

Verhältnismäßigkeit (EL, RO, SI und SK), eine Höchstfrist für die Korrektur außer bei 

außergewöhnlichen Umständen (GB und LT) oder einen mehrjährigen Ausgleichsmechanismus 

(EE) umfassen. DK und NL haben zusätzlich mehrjährige Ausgabenregeln, die maßgeblich zu 

Korrekturen beitragen.  

In mehreren Vertragsparteien besteht die zentrale Anforderung der nationalen Bestimmungen 

darin, dass der Plan für Abhilfemaßnahmen die Rückkehr zu den vor Auftreten der erheblichen 

Abweichung geplanten strukturellen Zielen innerhalb einer gewissen Frist (zwei Jahre) sicherstellt 

(BE, FI, FR, IT, LU und PT). In den nationalen Bestimmungen von PT ist außerdem vorgesehen, 

dass mindestens zwei Drittel der Korrektur im ersten Jahr der Durchführung des Plans für 

Abhilfemaßnahmen erreicht werden müssen.  

In BE, FR, IT und LU lassen die nationalen Bestimmungen eine Abweichung vom Grundsatz 

einer Korrektur innerhalb von zwei Jahren unter bestimmten Umständen zu (siehe entsprechende 

Länderberichte). Diese Möglichkeit wird jedoch durch verschiedene Sicherheitsmechanismen 

eingeschränkt, wie die Beschränkung der Inanspruchnahme auf umfangreiche Änderungen bei 

makroökonomischen Annahmen oder den der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zugrunde 

liegenden Daten (FR und LU), die Beratung durch die Überwachungsinstitution (BE) und die 

Vereinbarkeit mit EU-Empfehlungen im Rahmen des SWP (ausdrücklich in BE und IT, implizit 

bei FR und LU).  

In den Vertragsparteien, in denen unabhängig von etwaigen Abweichungen in den Vorjahren ein 

jährlicher Haushaltsplan in Höhe des mittelfristigen Haushaltsziels vorgelegt und verabschiedet 

werden muss (AT, DE, DK, ES und LV), müssen Abhilfemaßnahmen getroffen werden, um 

innerhalb eines Jahres zu den ursprünglich vorgesehenen strukturellen Zielen zurückzukehren. 

Dieser Ansatz steht naturgemäß mit dem Grundsatz Nr. 4 im Einklang.  

Darüber hinaus schaffen einigen Vertragsparteien der letztgenannten Gruppe (AT, DE und LV) 

mit ihren Bestimmungen ein System von Kontrollkonten, in denen frühere Abweichungen 

kumuliert erfasst werden. Sobald das Kontrollkonto eine bestimmte Schwelle übersteigt, müssen 

die strukturellen Ziele in den nachfolgenden Haushaltspläne über das mittelfristige Haushaltsziel 

hinausgehen, um die Auswirkungen früherer Abweichungen auf den Schuldenstand zu 

kompensieren. Diese „Schuldenbremse“ bietet eine weitere Absicherung gegen kumulierte 

Abweichungen. Die Anwendung der Schuldenbremse bietet eine gewisse Flexibilität (z. B. 

Beschränkung des Ausgleichsmechanismus auf Zeiten guter wirtschaftlicher Entwicklung).  
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3.4. Unabhängige Überwachungsinstitution  

Gemäß Artikel 3 Absatz 2 SKS-Vertrag müssen die Regel des ausgeglichenen Haushalts und ihr 

Korrekturmechanismus von unabhängigen nationalen Institutionen überwacht werden. Deren 

Rolle und Unabhängigkeit sind in Grundsatz 7 geregelt. Dort sind die Anforderungen festgelegt, 

die diese Unabhängigkeit gewährleisten sollen, nämlich ein gesetzlich verankerter Status, die 

Freiheit von Einflussnahme, die Möglichkeit, öffentlich zu kommunizieren, die Benennung ihrer 

Mitglieder auf der Grundlage von Erfahrung und Kompetenz, die Angemessenheit von 

Ressourcen und den Zugang zu Informationen.  

Alle Vertragsparteien haben ihre Überwachungsinstitutionen (siehe Liste in Anhang V) ernannt 

und ihnen SKSV-spezifische Mandate übertragen. Die Vertragsparteien haben unterschiedliche 

Ansätze gewählt, um die Rolle ihrer Überwachungsinstitutionen zu bestimmen und deren 

Unabhängigkeit im Sinne von Grundsatz 7 zu sichern. 

Gesetzlich verankerter Status: Alle Vertragsparteien haben ihre Überwachungsinstitutionen in 

Rechtsvorschriften verankert, die erlassen oder geändert wurden, um die Bestimmungen des 

Fiskalpakts in nationales Recht umzusetzen und zu implementieren. Einige Vertragsparteien haben 

ihre Institutionen im Wege von Verfassungs- oder Organgesetzen eingerichtet (EE, ES, FR, IE, IT, 

LT und SK), in den meisten bilden jedoch einfache Gesetze die Rechtsgrundlage für diese 

Institutionen (AT, BG, BE, CY, DE, DK, EL, FI, LU, LV, MT, NL, PT, RO und SI). 

Aufbau: Weder der Fiskalpakt noch Grundsatz 7 geben eine bestimmte institutionelle Struktur 

vor, sofern funktionale Autonomie gewährleistet ist. Die Vertragsparteien haben von dieser 

Flexibilität in vollem Umfang Gebrauch gemacht: 

Nahezu die Hälfte der Parteien hat ihre Überwachungsinstitutionen einer bereits existierenden 

Dachinstitution (AT, BE, DE, EE, FI, FR, IT, LT, NL und RO) angeschlossen oder sie in diese 

eingegliedert
5
. 

Die anderen Parteien haben eigenständige Einrichtungen gegründet (BG, CY, DK, EL, ES
6
, IE, 

LU, LV, MT, PT und SK). SI hat zwar die Rechtsgrundlage für einen eigenständigen Fiskalrat 

geschaffen, die Institution jedoch nicht wirklich eingerichtet, da versäumt wurde, die Mitglieder 

dieses Gremiums zu bestellen. 

Typische Dachinstitutionen sind der nationale Rechnungshof (FI, FR, LT), Zentralbanken (AT 

und EE) oder öffentliche Stellen für die Beratung von Bundes-, Regional- oder Landesregierungen 

in Haushaltsfragen (BE und DE). In den NL ist die Überwachungsinstitution eine Abteilung des 

Staatsrats als oberstem Verfassungsorgan zur Beratung von Regierung und oberstem 

Verwaltungsgericht. In IT ist die Institution beim Parlament angesiedelt, in Rumänien bei der 

Rumänischen Akademie.  

Mandat
7
: Die nationalen Rechtsgrundlagen für die Überwachungsinstitutionen sehen als 

allgemeines Mandat ausnahmslos die Überwachung der Einhaltung der Regel des ausgeglichenen 

Haushalts vor. Nach Grundsatz 7 sollte diese Überwachung durch öffentlich zugängliche 

Bewertungen erfolgen, in deren Rahmen überprüft wird, i) ob Umstände eingetreten sind, die die 

Auslösung des Korrekturmechanismus rechtfertigen, ii) ob die Korrektur gemäß den nationalen 

Vorschriften und Plänen fortschreitet und iii) ob außergewöhnliche Umstände vorliegen, die die 

Auslösung, Verlängerung oder Beendigung von Ausweichklauseln rechtfertigen.  

                                                 
5
 Angeschlossen:  Die Überwachungsinstitution ist finanziell und organisatorisch mit der Dachorganisation 

verbunden / Eingegliedert: Die Überwachungsinstitution ist eine Abteilung der Dachinstitution. 
6
 In ES ist die Überwachungsinstitution verwaltungsmäßig dem Ministerium für Finanzen und öffentliche Verwaltung 

angegliedert, verfügt allerdings über eigene Rechtspersönlichkeit und genießt Unabhängigkeitsstatus. 
7
 Nicht SKSV-bezogene Aufgaben der Überwachungsinstitutionen sind nicht Gegenstand dieses Berichts. 
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Die meisten Vertragsparteien (AT, BG, BE, CY, DE, EE, EL, ES, IE, IT, LT, LU, MT, RO und 

SI) haben in ihrer Rechtsgrundlage ausdrücklich vorgesehen, dass alle drei Bewertungen von der 

Überwachungsinstitution vorgenommen werden, was mit deren allgemeiner 

Überwachungsfunktion in Einklang steht. 

Bei bestimmten Vertragsparteien (FR, PT und SK) ist das Mandat der Überwachungsinstitution, 

was die Überwachung der Korrekturfortschritte anbelangt, weniger explizit. Jedes dieser Länder 

hat jedoch unmissverständlich bestätigt, dass seine geltenden Rechtsvorschriften als alle 

geforderten Bewertungen vorsehend auszulegen sind.   

Bei einigen wenigen Vertragsparteien ist das Mandat der Überwachungsinstitution im 

Wesentlichen in allgemeinen Klauseln festgelegt, die diese zur Überwachung der nationalen 

Fiskalregeln (DK, FI und LV) oder der Haushaltsgesetze (NL) ermächtigen. In LV sind diese 

Klauseln in einer Vereinbarung zwischen dem Finanzministerium und der 

Überwachungsinstitution näher ausgeführt. Nach eingehender Prüfung dieser Mandate (siehe 

entsprechende Länderberichte) ist die Kommission zu dem Schluss gelangt, dass sie die 

erforderliche Grundlage für die vorgeschriebenen Bewertungen durch die jeweiligen 

Überwachungsinstitutionen bilden. 

Comply-or-explain-Prinzip: Das Comply-or-explain-Prinzip ist vor allem für die Durchsetzung 

der Regel des ausgeglichenen Haushalts von Bedeutung. Durch angemessene Vorschriften und 

Regelungen sollte gewährleistet werden, dass die Regierungen sich an die Empfehlungen, die die 

Überwachungsinstitutionen in ihren in zentralen Phasen des Korrekturmechanismus 

vorgenommenen Bewertungen abgeben, halten, oder öffentlich erklären, warum sie davon 

abweichen.  

Dieses Prinzip ist in den nationalen Rechtsvorschriften der meisten Vertragsparteien (BG, CY, 

DE, EE, EL, ES, FI, IE, IT, LT, LV
8
, MT, NL, RO und SI) ausdrücklich verankert. In einigen 

Fällen sind diese Vorschriften jedoch nicht ganz klar. Nach einschlägigem italienischem Recht 

wird das Prinzip nur bei erheblichen Meinungsunterschieden angewendet und nur unter der 

Bedingung, dass mindestens ein Drittel der Mitglieder des für öffentliche Finanzen zuständigen 

parlamentarischen Ausschusses dies verlangt. Die italienischen Behörden haben jedoch offiziell 

zugesagt, das Comply-or-explain-Prinzip im Falle erheblicher Meinungsunterschiede zwischen 

Regierung und Überwachungsinstitution auch dann anzuwenden, wenn kein parlamentarischer 

Auftrag vorliegt. In ES haben sich die Behörden offiziell verpflichtet, das Comply-or-explain-

Prinzip im Sinne des SKS-Vertrags anzuwenden, obwohl das Gesetz nicht vorsieht, dass die 

Erläuterungen, die auf die Bewertungen der Überwachungsinstitution hin abgegeben werden, zu 

veröffentlichen sind.  

Mehrere Vertragsparteien (BE, FR, PT und SK) haben das Prinzip insofern nur teilweise in ihrem 

nationalen Recht verankert, als es sich lediglich auf bestimmte SKSV-bezogene Bewertungen der 

Überwachungsinstitutionen bezieht. Sie haben jedoch entweder offiziell zugesagt, das Prinzip im 

Sinne der SKSV-Anforderungen bei allen einschlägigen Bewertungen anzuwenden (FR, PT und 

SK), oder sehen vor, die Rechtsgrundlage in diesem Sinne zu ändern (BE). 

Einige Vertragsparteien (AT, DK und LU) haben keine Rechtsvorschriften, die die Regierung 

verpflichten, den Empfehlungen der Überwachungsinstitution entweder nachzukommen oder 

etwaige Abweichungen davon öffentlich zu begründen; die Regierungen dieser Staaten haben 

jedoch offiziell zugesagt, das Prinzip im Sinne der SKSV-Anforderungen künftig auf alle 

relevanten Bewertungen anzuwenden.  

Die von einigen Vertragsparteien abgegebenen förmlichen Zusagen bieten die notwendige 

Gewähr, dass das Comply-or-explain-Prinzip ordnungsgemäß angewendet wird, und wirken somit 

                                                 
8
  LV: In einer Vereinbarung zwischen dem Bundesministerium für Finanzen und der Überwachungsinstitution. 
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der suboptimalen Berücksichtigung des Prinzips in der nationalen Rechtsordnung angemessen 

entgegen.  

Freiheit von Einflussnahme: Unabhängigkeit ist ausschlaggebend, wenn eine 

Überwachungsinstitution die Regel des ausgeglichenen Haushalts und dessen 

Korrekturmechanismus auf unparteiische Weise überwachen soll. Diese Unabhängigkeit der 

Überwachungsinstitution und ihrer Mitglieder, die für Letztere oft mit dem Verbot, Weisungen 

anderer Einrichtungen anzufordern oder entgegenzunehmen, einhergeht, ist in den 

Rechtsgrundlagen von AT, BG, CY, DE, DK
9
, EE, EL, ES, FI

10
, FR, IE, IT, LT, LU, MT, NL, PT, 

RO, SI und SK ausdrücklich verankert. Viele Vertragsparteien verfügen zudem über Vorschriften 

für Fälle von Unvereinbarkeiten und/oder Interessenkonflikten. So ist in AT, DK, EE, IE, LV, 

MT, NL, PT und SK beispielsweise untersagt, bestimmte (in der Regel politische) Standpunkte zu 

vertreten. Und obwohl in BE derzeit Vorschriften, die Unabhängigkeit gewährleisten, fehlen, 

haben die belgischen Behörden formell zugesagt, Gesetzesänderungen in diesem Sinne 

vorzuschlagen. 

Möglichkeit der Kommunikation: Die Möglichkeit für Überwachungsinstitutionen, die 

Bewertungen, mit denen sie beauftragt sind, zu veröffentlichen, ist in allen Vertragsstaaten 

(wenngleich weniger explizit in DK) gesetzlich verankert. Alle ernannten Institutionen (mit 

Ausnahme des slowenischen Fiskalrats, der noch nicht operationell ist) verfügen über eine eigene 

Website (oder eine spezielle Seite auf der Website der Dachinstitution), die als Hauptportal für die 

Veröffentlichung ihrer Bewertungen dient.   

Ernennungsverfahren: Nach Grundsatz 7 sind (entscheidungsbefugte) Mitglieder der Institution 

nach einem an Erfahrung und Kompetenz ausgerichteten Verfahren zu ernennen. Wer für diese 

Ernennungen zuständig ist, ist von Vertragspartei zu Vertragspartei sehr unterschiedlich; zumeist 

wird diese Zuständigkeit einer oder mehreren Behörden (in der Regel der Regierung, dem 

Parlament, der Zentralbank und dem nationalen Rechnungshof) gesetzlich zugewiesen. Andere 

Einrichtungen wie Handelskammern und Forschungsinstitute sind weniger eingebunden (AT, DE, 

FR, LU und RO).  

Bei nahezu allen Vertragsparteien (AT, BE, BG, CY, DE
11

, DK, EE, ES, EL, FI, IE, IT, LU, LV, 

MT, PT, RO, SI und SK) ist für die stimmberechtigten Mitglieder von Überwachungsinstitutionen 

Fachkompetenz in einschlägigen Bereichen, bisweilen mit genauen Auflagen in Bezug auf 

Hochschulabschluss und Dauer der Berufserfahrung, gesetzlich vorgesehen.  

In allen übrigen Fällen hält die Kommission die Auflagen der einzelnen Länder für 

zufriedenstellend. In FR sind Erfahrung und Kompetenz für sechs der elf Mitglieder nicht 

ausdrücklich verpflichtend; ihre Kompetenz steht insofern außer Zweifel, als sie in ihrer Funktion 

als Präsident und Richter des Rechnungshofs oder Leiter des nationalen Amtes für Statistik von 

Amts wegen Institutionsmitglieder sind. Die Behörden der NL haben offiziell bestätigt, dass die 

Mitglieder des besonderen Haushaltsausschusses, der - innerhalb der Überwachungsinstitution - 

die SKSV-bezogenen Bewertungen beaufsichtigt, nach einschlägigen Kompetenzen ausgewählt 

werden. Die Behörden von LT haben offiziell bestätigt, dass die Kompetenz des Bewerbers für 

das Amt des Obersten Rechnungsprüfers (der zugleich Leiter der Überwachungsinstitution ist) 

nach einem speziellen parlamentarischen Verfahren angemessen geprüft wird. 

Ressourcen: Um die ihnen übertragenen Aufgaben ordnungsgemäß und zeitnah durchzuführen zu 

können, müssen Überwachungsinstitutionen vor allem in finanzieller und personeller Hinsicht mit 

angemessenen Ressourcen ausgestattet sein. Autonome Überwachungsinstitutionen werden auf 

der Grundlage nationaler Rechtvorschriften in der Regel über den Staatshaushalt oder den 

                                                 
9
 DK: In den Anmerkungen zum Gesetz.  

10
 FI: Für die Dachinstitution. 

11
 DE: Diese Erfahrungs- und Kompetenzanforderung ist in der Geschäftsordnung der Institution festgeschrieben. 
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Haushalt des Finanzministeriums finanziert (CY, DK, EL, ES, IE, LU, LV, MT, PT und SI); in 

CY, ES, EL und SI ist ausdrücklich vorgesehen, dass die Finanzmittelausstattung auf der 

Grundlage eines Vorschlags der Institution selbst erfolgt. Weitere Beispiele sind die Finanzierung 

über den Haushalt der Zentralbank (SK) oder des Parlaments (BG).  

Im Falle von Überwachungsinstitutionen, die Teil einer Dachinstitution sind, werden Finanzmittel 

zweckgebunden bereitgestellt, und zwar entweder direkt im Haushaltsgesetz oder im 

Haushaltsplan der Dachinstitution (AT, EE, FI, FR, IT, LT, NL und RO). In DE werden die 

Betriebskosten der Überwachungsinstitution zu gleichen Teilen von Bund und Ländern getragen. 

Wenngleich in BE noch eine spezifische Regelung fehlt, haben die belgischen Behörden offiziell 

zugesagt, geeignete Änderungen vorzuschlagen. 

Bei drei Vertragsparteien (IE, IT und MT) sieht das Gesetz zur Errichtung der 

Überwachungsinstitution einen spezifischen Jahresbetrag in Höhe von 800 000 EUR, 6 Mio. EUR 

bzw. 250 000 EUR vor
12

. 

Für Humanressourcen (technisches Personal und Sachbearbeiter, die die Tätigkeit der Mitglieder 

unterstützen) gibt es in der Regel entsprechende Bestimmungen, wenn auch mit unterschiedlicher 

Detailgenauigkeit. In einigen Fällen ist die Personalstärke nach oben begrenzt; Mitarbeiterzahlen 

liegen unter sechs (in CY und SI), bei zehn in Rumänien, 20 in Griechenland und zwischen 30 und 

40 in IT. In einigen Vertragsstaaten können die Eigenmittel der Überwachungsinstitution durch 

Mittel aus anderen Einrichtungen wie der Dachinstitution (BG, DE und EE) oder aus anderen 

einschlägigen Einrichtungen (wie dem Independent Economic Forecaster in NL) ergänzt werden.  

Zugang zu Informationen: Allgemeinrechtliche Bestimmungen gestatten es den 

Überwachungsinstitutionen der meisten Vertragsstaaten (AT, BG, CY, DK
13

, EE, EL, FR, IE, IT, 

LT, LV, MT, NL, PT, RO, SI und SK), die Informationen einzuholen und entgegenzunehmen, die 

sie benötigen, um ihr Mandat auszuführen. In LU ist die Überwachungsinstitution laut Gesetz 

ermächtigt, beliebige Personen in der öffentlichen Verwaltung zu konsultieren, um die benötigten 

Informationen einzuholen. In DE und FI wird das Recht auf Zugang zu Informationen der 

Dachinstitution gewährt, und es wird davon ausgegangen, dass dies auch der 

Überwachungsinstitution zugute kommt. Zudem haben mehrere Überwachungsinstitutionen 

Vereinbarungen mit  Finanzministerien oder anderen einschlägigen Einrichtungen unterzeichnet, 

in denen unter anderem das Verfahren und die Fristen für die Beantragung und den Erhalt von 

Informationen geregelt sind (so in IE, LV und NL). In ES ist das Gesetz über die Gründung der 

Überwachungsinstitution allgemeine Rechtsgrundlage für einen angemessenen Zugang zu 

Informationen. Der Rechtsakt wurde jedoch anschließend von Durchführungsvorschriften 

eingeschränkt, weshalb die Überwachungsinstitution heute weniger Zugang zu Informationen hat. 

4. SCHLUSSFOLGERUNGEN  

Die nationalen Rechtsvorschriften von AT genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 

des SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze, da sich die österreichischen Behörden 

offiziell verpflichtet haben, das Comply-or-Explain-Prinzip im Sinne der gemeinsamen 

Grundsätze anzuwenden. 

Die nationalen Rechtsvorschriften von BE genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 

des SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze insoweit, als die belgischen Behörden die 

Auslösung und den wesentlichen Inhalt des Korrekturmechanismus erläutert haben, jedoch 

vorbehaltlich der Annahme der von den nationalen Behörden angekündigten Änderungen 

                                                 
12

 Es wird darauf hingewiesen, dass der Umfang der Mandate dieser Überwachungsinstitutionen sehr unterschiedlich 

ist. In IE und MT bezieht sich der Betrag auf das erste Jahr der Tätigkeit der Institution. 
13

 DK: In den Anmerkungen zum Gesetz. 
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betreffend die funktionale Autonomie der Überwachungsinstitution und der Anwendung des 

Comply-or-Explain-Prinzips. 

Die nationalen Rechtsvorschriften von BG genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 

des SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze. 

Die nationalen Rechtsvorschriften von CY genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 

des SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze, da sich die zyprischen Behörden offiziell 

verpflichtet haben, das Rahmengesetz über fiskalpolitische Verantwortung und Haushalt im Sinne 

von Artikel 3 Absatz 2 des SKS-Vertrags auszulegen und die Überwachungsinstitution 

vorschriftsgemäß einzurichten. 

Die nationalen Rechtsvorschriften von DE genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 

des SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze. 

Die nationalen Rechtsvorschriften von DK genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 

des SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze, da die dänischen Behörden offiziell bestätigt 

haben, dass nach dem dänischen Rechtsrahmen die jährlichen Haushaltsrechnungen im Einklang 

mit den Bestimmungen des SKS-Vertrags angenommen werden und die Überwachungsinstitution 

vorschriftsgemäß eingerichtet wird, sowie den Korrekturmechanismus präzisiert und sich offiziell 

verpflichtet haben, das Comply-or-Explain-Prinzip im Sinne der gemeinsamen Grundsätze 

anzuwenden.  

Die nationalen Rechtsvorschriften von EE genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 

des SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze. 

Die nationalen Rechtsvorschriften von EL genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 

des SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze vorbehaltlich der Annahme des 

Änderungsantrags zum Gesetz Nr. 4270 über Grundsätze der Finanzverwaltung und der 

Steueraufsicht, mit dem die Verabschiedung eines Haushaltsgesetzes durch das Parlament von 

einer positiven Bewertung der Einhaltung des SKS-Vertrags durch die Überwachungsinstitution 

abhängig gemacht werden soll.  

Angesichts der offiziellen Zusage der nationalen Behörden, das Comply-or-Explain-Prinzip im 

Sinne der gemeinsamen Grundsätze anzuwenden, werden die nationalen Rechtsvorschriften von 

ES den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 des SKS-Vertrags und der gemeinsamen 

Grundsätze genügen, sobald die Bestimmungen zur Regelung des Zugangs der 

Überwachungsinstitution zu Informationen ist den gemeinsamen Grundsätzen in allen Punkten 

entspricht. 

Die nationalen Rechtsvorschriften von FI genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 des 

SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze. 

Die nationalen Rechtsvorschriften von FR genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 

des SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze, da sich die französischen Behörden offiziell 

verpflichtet haben, das Verfassungsgesetz im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 des SKS-Vertrags 

auszulegen und die Überwachungsinstitution vorschriftsgemäß einzurichten, und das Wesentliche 

des Korrekturmechanismus präzisiert sowie offiziell zugesagt haben, das Comply-or-Explain-

Prinzip im Sinne der gemeinsamen Grundsätze anzuwenden. 

Die nationalen Rechtsvorschriften von IE genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 des 

SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze. 

Die nationalen Rechtsvorschriften von IT genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 des 

SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze, da die italienischen Behörden den wesentlichen 

Inhalt des Korrekturmechanismus präzisiert und offiziell zugesagt haben, das Comply-or-Explain-

Prinzip im Sinne der gemeinsamen Grundsätze anzuwenden. 
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Die nationalen Rechtsvorschriften von LT genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 

des SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze, da die litauischen Behörden offiziell 

zugesagt haben, die Regel des ausgeglichenen Haushalts im Wesentlichen anzuwenden, und die 

Aktivierung und den wesentlichen Inhalt des Korrekturmechanismus sowie die 

Kompetenzanforderungen an den Leiter der Überwachungsinstitution präzisiert haben. 

Die nationalen Rechtsvorschriften von LU genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 

des SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze insoweit, als die luxemburgischen Behörden 

das Wesentliche des Korrekturmechanismus präzisiert und offiziell zugesagt haben, das Comply-

or-Explain-Prinzip im Sinne der gemeinsamen Grundsätze anzuwenden, jedoch vorbehaltlich des 

Abschlusses der angekündigten Revision der Befugnisse der nationalen Gerichte.  

Die nationalen Rechtsvorschriften von LV genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 

des SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze angesichts der offiziellen Zusage der 

lettischen Behörden bezüglich des Geltungsbereichs von Ausweichklauseln. 

Die nationalen Rechtsvorschriften von MT genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 

des SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze.  

Die nationalen Rechtsvorschriften der NL genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 des 

SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze, da die niederländischen Behörden offiziell 

bestätigt haben, dass entsprechend dem niederländischen Rechtsrahmen die jährlichen 

Haushaltsrechnungen im Einklang mit den Bestimmungen des SKS-Vertrags und des Gesetzes 

über die Solidität der öffentlichen Finanzen angenommen werden und die 

Überwachungsinstitution vorschriftsgemäß eingerichtet wird, und da sie die funktionale 

Autonomie der Überwachungsinstitution und die Kompetenzanforderungen an deren Mitglieder 

präzisiert haben. 

Die nationalen Rechtsvorschriften von PT genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 des 

SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze, da die portugiesischen Behörden den 

Geltungsbereich des Mandats der Überwachungsinstitution präzisiert und offiziell zugesagt haben, 

das Comply-or-Explain-Prinzip im Sinne der gemeinsamen Grundsätze anzuwenden. 

Die nationalen Rechtsvorschriften von RO genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 

des SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze, da sich die rumänischen Behörden offiziell 

verpflichtet haben, das Gesetz über fiskal- und haushaltspolitische Verantwortung im Sinne von 

Artikel 3 Absatz 2 des SKS-Vertrags auszulegen und die Überwachungsinstitution 

vorschriftsgemäß einzurichten. 

Die nationalen Rechtsvorschriften von SI genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 des 

SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze, sobald die Mitglieder der 

Überwachungsinstitution ernannt sind.  

Die nationalen Rechtsvorschriften von SK genügen den Anforderungen von Artikel 3 Absatz 2 

des SKS-Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze, da sich die slowakischen Behörden offiziell 

verpflichtet haben, das Comply-or-Explain-Prinzip im Sinne der gemeinsamen Grundsätze 

anzuwenden. 
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Anhang I 

Ausgewählte Auszüge aus dem Vertrag über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der 

Wirtschafts- und Währungsunion 

 

TITEL III 

FISKALPOLITISCHER PAKT 

Artikel 3 

1. Die Vertragsparteien wenden zusätzlich zu ihren sich aus dem Recht der Europäischen Union 

ergebenden Verpflichtungen und unbeschadet dieser Verpflichtungen die in diesem Absatz 

festgelegten Vorschriften an:  

(a) Der gesamtstaatliche Haushalt einer Vertragspartei ist ausgeglichen oder weist einen 

Überschuss auf.  

(b) Die Regel unter Buchstabe a gilt als eingehalten, wenn der jährliche strukturelle Saldo des 

Gesamtstaats dem länderspezifischen mittelfristigen Ziel im Sinne des geänderten Stabilitäts- 

und Wachstumspakts, mit einer Untergrenze von einem strukturellen Defizit von 0,5 % des 

Bruttoinlandsprodukts zu Marktpreisen, entspricht. Die Vertragsparteien stellen eine rasche 

Annäherung an ihr jeweiliges mittelfristiges Ziel sicher. Der zeitliche Rahmen für diese 

Annäherung wird von der Europäischen Kommission unter Berücksichtigung der 

länderspezifischen Risiken für die langfristige Tragfähigkeit vorgeschlagen werden. Die 

Fortschritte in Richtung auf das mittelfristige Ziel und dessen Einhaltung werden dem 

geänderten Stabilitäts- und Wachstumspakt entsprechend auf der Grundlage einer 

Gesamtbewertung evaluiert, bei der der strukturelle Haushaltssaldo als Referenz dient und die 

eine Analyse der Ausgaben ohne Anrechnung diskretionärer einnahmenseitiger Maßnahmen 

einschließt.  

(c) Die Vertragsparteien dürfen nur unter den in Absatz 3 Buchstabe b festgelegten 

außergewöhnlichen Umständen vorübergehend von ihrem jeweiligen mittelfristigen Ziel oder 

dem dorthin führenden Anpassungspfad abweichen.  

(d) Liegt das Verhältnis zwischen öffentlichem Schuldenstand und Bruttoinlandsprodukt zu 

Marktpreisen erheblich unter 60 % und sind die Risiken für die langfristige Tragfähigkeit der 

öffentlichen Finanzen gering, so kann die Untergrenze des in Buchstabe b angegebenen 

mittelfristigen Ziels ein strukturelles Defizit von maximal 1,0 % des Bruttoinlandsprodukts zu 

Marktpreisen erreichen.  

(e) Erhebliche Abweichungen vom mittelfristigen Ziel oder dem dorthin führenden 

Anpassungspfad lösen automatisch einen Korrekturmechanismus aus. Dieser Mechanismus 

schließt die Verpflichtung der betreffenden Vertragspartei ein, zur Korrektur der 

Abweichungen innerhalb eines festgelegten Zeitraums Maßnahmen zu treffen.  

2. Die Regelungen nach Absatz 1 werden im einzelstaatlichen Recht der Vertragsparteien in Form 

von Bestimmungen, die verbindlicher und dauerhafter Art sind, vorzugsweise mit 

Verfassungsrang, oder deren vollständige Einhaltung und Befolgung im gesamten nationalen 

Haushaltsverfahren auf andere Weise garantiert ist, spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten dieses 

Vertrags wirksam. Die Vertragsparteien richten auf nationaler Ebene den in Absatz 1 Buchstabe e 

genannten Korrekturmechanismus ein und stützen sich dabei auf gemeinsame, von der 

Europäischen Kommission vorzuschlagende Grundsätze, die insbesondere die Art, den Umfang 

und den zeitlichen Rahmen der – auch unter außergewöhnlichen Umständen – zu treffenden 

Korrekturmaßnahmen sowie die Rolle und Unabhängigkeit der auf nationaler Ebene für die 

Überwachung der Einhaltung der in Absatz 1 genannten Regelungen zuständigen Institutionen 

betreffen. Dieser Korrekturmechanismus wahrt uneingeschränkt die Vorrechte der nationalen 

Parlamente.  
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3. Für die Zwecke dieses Artikels gelten die Begriffsbestimmungen, die in Artikel 2 des den 

Verträgen zur Europäischen Union beigefügten Protokolls (Nr. 12) über das Verfahren bei einem 

übermäßigen Defizit festgelegt sind.  Zusätzlich dazu gelten für die Zwecke dieses Artikels die 

folgenden Begriffsbestimmungen:  

(a) „Jährlicher struktureller Saldo des Gesamtstaats“ ist der konjunkturbereinigte jährliche Saldo 

ohne Anrechnung einmaliger und befristeter Maßnahmen.  

(b) „Außergewöhnliche Umstände“ sind ein außergewöhnliches Ereignis, das sich der Kontrolle 

der betreffenden Vertragspartei entzieht und erhebliche Auswirkungen auf die Lage der 

öffentlichen Finanzen hat, oder ein schwerer Konjunkturabschwung im Sinne des geänderten 

Stabilitäts- und Wachstumspakts, vorausgesetzt, die vorübergehende Abweichung der 

betreffenden Vertragspartei gefährdet nicht die mittelfristige Tragfähigkeit der öffentlichen 

Finanzen. 

Artikel 8 

1. Die Europäische Kommission wird aufgefordert, den Vertragsparteien zu gegebener Zeit einen 

Bericht über die Bestimmungen vorzulegen, die jede von ihnen gemäß Artikel 3 Absatz 2 erlassen 

hat. Gelangt die Europäische Kommission, nachdem sie der betreffenden Vertragspartei 

Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben hat, in ihrem Bericht zu dem Schluss, dass diese 

Vertragspartei Artikel 3 Absatz 2 nicht nachgekommen ist, wird der Gerichtshof der Europäischen 

Union von einer oder mehreren Vertragsparteien mit der Angelegenheit befasst werden. Ist eine 

Vertragspartei unabhängig vom Bericht der Kommission der Auffassung, dass eine andere 

Vertragspartei Artikel 3 Absatz 2 nicht nachgekommen ist, so kann sie den Gerichtshof mit der 

Angelegenheit befassen. In beiden Fällen ist das Urteil des Gerichtshofs für die 

Verfahrensbeteiligten verbindlich, und diese müssen innerhalb einer vom Gerichtshof festgelegten 

Frist die erforderlichen Maßnahmen treffen, um dem Urteil nachzukommen. 

2. Ist eine Vertragspartei nach eigener Einschätzung oder aufgrund der Bewertung der 

Europäischen Kommission der Auffassung, dass eine andere Vertragspartei nicht die in Absatz 1 

genannten erforderlichen Maßnahmen getroffen hat, um dem Urteil des Gerichtshofs 

nachzukommen, so kann sie den Gerichtshof mit der Sache befassen und die Verhängung 

finanzieller Sanktionen gemäß den von der Europäischen Kommission im Rahmen von Artikel 

260 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union festgelegten Kriterien verlangen. 

Stellt der Gerichtshof fest, dass die betreffende Vertragspartei seinem Urteil nicht nachgekommen 

ist, so kann er gegen diese Vertragspartei einen Pauschalbetrag oder ein Zwangsgeld verhängen, 

der/das den Umständen angemessen ist und nicht über 0,1 % ihres Bruttoinlandsprodukts 

hinausgeht. Die gegen eine Vertragspartei, deren Währung der Euro ist, verhängten Beträge sind 

an den Europäischen Stabilitätsmechanismus zu entrichten. Anderenfalls werden die Zahlungen an 

den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union entrichtet. 
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Anhang II 

Gemeinsame Grundsätze für nationale fiskalpolitische Korrekturmechanismen
14

 

1. Rechtsstatus 

Die Korrekturmechanismen werden im einzelstaatlichen Recht in Form von Bestimmungen 

verankert, die verbindlicher und dauerhafter Art sind, vorzugsweise mit Verfassungsrang, oder 

deren vollständige Einhaltung und Befolgung im gesamten nationalen Haushaltsverfahren auf 

andere Weise garantiert ist. Die Korrekturmechanismen werden die Vorrechte der nationalen 

Parlamente uneingeschränkt wahren. 

2. Vereinbarkeit mit dem EU-Rahmen 

Die nationalen Korrekturmechanismen werden eng auf die haushaltspolitischen Konzepte und 

Rahmenbestimmungen der EU abgestimmt. Dies gilt insbesondere für den Begriff der 

„erheblichen Abweichung“ und die Formulierung möglicher Ausweichklauseln. Die 

Korrekturmaßnahmen müssen hinsichtlich ihres Umfangs und zeitlichen Rahmens mit möglichen 

Empfehlungen, die im Rahmen des Stabilitäts- und Wachstumspakts an den betreffenden 

Mitgliedstaat gerichtet werden, vereinbar sein. 

3. Auslösung 

Der Korrekturmechanismus wird unter genau definierten Bedingungen, die eine erhebliche 

Abweichung vom mittelfristigen Ziel oder dem dorthin führenden Anpassungspfad anzeigen, 

ausgelöst. Die Auslösemomente können sich vorbehaltlich der oben genannten Bedingung auf 

EU-orientierte oder auf länderspezifische Kriterien stützen. Vorbehaltlich derselben Bedingung 

können sowohl Ex-ante-Mechanismen, durch die Haushaltsziele festgelegt werden, die 

Abweichungen verhindern, als auch Ex-post-Mechanismen, die Maßnahmen zur Korrektur 

eingetretener Abweichungen auslösen, die Anforderungen erfüllen. 

4. Art der Korrekturmaßnahmen 

Umfang und zeitlicher Rahmen der Korrekturmaßnahmen unterliegen im Voraus festgelegten 

Bestimmungen. Umfangreichere Abweichungen vom mittelfristigen Ziel oder dem dorthin 

führenden Anpassungspfad erfordern umfangreichere Korrekturmaßnahmen. Der 

Korrekturmechanismus orientiert sich am Referenzpunkt der Wiederherstellung eines strukturellen 

Saldos, der innerhalb der geplanten Frist die Vorgaben des mittelfristigen Ziels erfüllt oder 

übertrifft und in der Nachfolge erhalten wird. Der Korrekturmechanismus gewährleistet die 

Erfüllung kritischer, vor Eintreten der erheblichen Abweichung festgelegter Haushaltsziele, um 

jegliche dauerhafte Abweichung von den vor Eintreten der erheblichen Abweichung geplanten 

finanzpolitischen Gesamtzielen zu vermeiden. Die Mitgliedstaaten verabschieden bei Beginn der 

Korrektur einen Plan für Abhilfemaßnahmen, der für die Haushaltsgesetze des Korrekturzeitraums 

verbindlich ist. 

5. Operative Instrumente 

Der Korrekturmechanismus kann Bestimmungen über die öffentlichen Ausgaben und 

diskretionäre steuerliche Maßnahmen – auch bei der Auslösung des Mechanismus und der 

Durchführung der Korrektur – eine zentrale operative Rolle verleihen, soweit diese Bestimmungen 

mit der Erreichung des mittelfristigen Ziels und dem dorthin führenden Anpassungspfad vereinbar 

sind. Bei der Gestaltung des Korrekturmechanismus werden auch Bestimmungen erwogen, die bei 

Auslösung des Mechanismus die Koordinierung einiger oder aller Teilsektoren des Gesamtstaats 

gewährleisten.  

6. Ausweichklauseln 

                                                 
14

 Gemäß dem Anhang der Mitteilung der Kommission KOM(2012) 342 vom 20.6.2012.  
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Bei der Formulierung möglicher Ausweichklauseln ist dem im Stabilitäts- und Wachstumspakt 

definierten Begriff der „außergewöhnlichen Umstände“ Rechnung zu tragen. Darunter sind ein 

außergewöhnliches Ereignis, das sich der Kontrolle des betreffenden Mitgliedstaats entzieht und 

erhebliche Auswirkungen auf die Lage der öffentlichen Finanzen hat, oder ein – auch auf Ebene 

des Euroraums einsetzender – schwerer Konjunkturabschwung im Sinne des Stabilitäts- und 

Wachstumspakts zu verstehen. Eine Aussetzung des Korrekturmechanismus im Rahmen einer 

Ausweichklausel muss befristet sein. Im Korrekturmechanismus wird für die Zeit nach Ablauf der 

Ausweichklausel eine bestimmte Mindestgeschwindigkeit der strukturellen Anpassung 

vorgeschrieben, wobei die Anforderung des Stabilitäts- und Wachstumspakts als untere Grenze 

gilt. Die Mitgliedstaaten verabschieden bei Ausstieg aus der Ausweichklausel einen Plan für 

Abhilfemaßnahmen, der für die Haushaltsgesetze des Korrekturzeitraums verbindlich ist. 

7. Rolle und Unabhängigkeit der für die Überwachung zuständigen Institutionen 

Wenn die Überwachung durch unabhängige oder funktional autonome Stellen erfolgt, so kommt 

dies der Glaubwürdigkeit und Transparenz der Korrekturmechanismen zugute. Diese Institutionen 

würden öffentlich zugängliche Bewertungen liefern über: das Eintreten von Umständen, die die 

Auslösung des Korrekturmechanismus rechtfertigen; über die Fortschritte der Korrektur gemäß 

den nationalen Vorschriften und Plänen; über das Eintreten von Umständen, die Ausweichklauseln 

auslösen, verlängern oder beenden. Der betreffende Mitgliedstaat ist verpflichtet, entweder den 

Bewertungen dieser Stellen Folge zu leisten oder öffentlich zu erklären, warum er dies nicht tut. 

Bei der Gestaltung der oben genannten Stellen wird dem bereits bestehenden institutionellen 

Rahmen und der länderspezifischen Verwaltungsstruktur Rechnung getragen. Für die oben 

genannten Stellen werden nationale Rechtsvorschriften erlassen, die ihnen ein hohes Maß an 

funktionaler Autonomie gewähren, einschließlich i) eines gesetzlich verankerten Status, ii) der 

Freiheit von Einflussnahme, d. h. die Stellen nehmen keine Anweisungen entgegen und haben die 

Möglichkeit, öffentlich und zeitnah zu kommunizieren, iii) Benennungsverfahren, die an 

Erfahrung und Kompetenz ausgerichtet sind, iv) angemessener Ressourcen und eines zur 

Erfüllung ihres Auftrags angemessenen Zugangs zu Informationen.  
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Anhang III 

Bei der Bewertung berücksichtigte nationale Vorschriften 

AT - Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen Österreichischen 

Stabilitätspakt 2012, Bundesgesetzblatt I vom 23. Jänner 2013, 

- Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die Errichtung des Staatsschuldenausschusses geändert 

wird, über die Errichtung des Fiskalrates (Bundesgesetzblatt I vom 31. Juli 2013),  

- Verordnung der Bundesministerin für Finanzen, die sogenannte Schuldenbremsenverordnung, mit 

näheren Bestimmungen zur Umsetzung der Haushaltsziele (Bundesgesetzblatt II vom 22. März 2013), 

- Bundeshaushaltsgesetz von 2013 zur Festlegung eines größeren Haushaltsrahmens 

(Bundesgesetzblatt II vom 22. März 2013). 

BE - Zusammenarbeitsabkommen vom 13. Dezember 2013 zwischen dem Föderalstaat, den 

Gemeinschaften, den Regionen und den Gemeinschaftskommissionen, von den jeweiligen 

Parlamenten genehmigt, 

- Königlicher Erlass vom 3. April 2006 über den Hohen Finanzrat, 

- Sondergesetz vom 16. Januar 1989 über die Finanzierung der Gemeinschaften und der Regionen. 

BG - Gesetz über die öffentlichen Finanzen, insbesondere Kapitel zwei, vom 15. Februar 2013, in der 

Fassung vom 7. Juni 2016, 

- Gesetz über den Finanzrat und die Automatischen Korrekturmechanismen vom 8. April 2015. 

CY - die Verfassung, 

- Gesetz über verantwortungsvolle Fiskalpolitik und den Haushaltsrahmen vom 21. Februar 2014, 

- Gesetz über den mittelfristigen Haushaltsrahmen vom 21. Dezember 2012. 

DE - Grundgesetz (insbesondere Artikel 109, Artikel 109a, Artikel 115 und Artikel 143d),  

- Gesetz zur Ausführung von Artikel 115 des Grundgesetzes, 

- Gesetz zur innerstaatlichen Umsetzung des Fiskalvertrags vom 15. Juli 2013 zur Änderung des 

Haushaltsgrundsätzegesetzes und des Stabilitätsratsgesetzes,  

- Geschäftsordnung des Stabilitätsrates.  

DK - Haushaltsgesetz Nr. 547 vom 12. Juni 2012, 

- Gesetz Nr. 583 zur Änderung des Wirtschaftsrates und des Umweltwirtschaftsrates vom 18. Juni 

2012. 

EE - Gesetz über den Staatshaushalt, das am 19. Februar 2014 verabschiedet wurde und im März desselben 

Jahres in Kraft trat, 

- Gesetz über die Estnische Zentralbank und die Satzung des Fiskalrates vom April 2014. 

EL - Gesetz Nr. 4270 über die Finanzverwaltung und Finanzaufsichtsprinzipien vom 28. Juni 2014, in der 

Fassung des Gesetzes Nr. 4336 vom 14. August 2015.  

ES - die Verfassung, insbesondere Artikel 135 (in der Fassung vom September 2011),  

- Gesetz über haushaltspolitische Stabilität und die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 2/2012, 

angenommen am 27. April 2012 und geändert am 21. Dezember 2013,  

- Gesetz 6/2013 über die Einsetzung des Unabhängigen Rates für Finanzpolitik vom 14. November 

2013, 

- Königlicher Erlass 215/2014 zur Genehmigung des Statuts des Unabhängigen Rates für Finanzpolitik 

vom 28. März 2014, 

- Ministerialbeschluss HAP/1287/2015 vom  23. Juni 2015. 

FI - die Verfassung, 

- Gesetz über die Umsetzung des SKSV und der Haushaltsrahmenrichtlinie Nr. 869/2012 sowie die 

nachfolgenden Änderungen durch das Gesetz Nr. 236/2016, 

- Gesetz über das nationale Rechnungsprüfungsamt Nr. 676/2000, 

- Änderungen des Gesetzes über das nationale Rechnungsprüfungsamt (Gesetz Nr. 870/2012) vom 

18. Dezember 2012 sowie die Geschäftsordnung des Rechnungsprüfungsamts (in der am 28. Juni 

2016 angenommenen Fassung). 

FR - die Verfassung (Artikel 34 und 55),  

- Gesetz Nr. 2012-1403 vom 17. Dezember 2012 über die Planung und Steuerung der öffentlichen 

Finanzen,  

- Beschlüsse 2012-653 DC und 2012-658 DC des französischen Conseil constitutionnel vom 9. August 

2012 bzw. 13. Dezember 2012,  

- Gesetz Nr. 2014-1653 vom 29. Dezember 2014 über die öffentliche Finanzplanung für die Jahre 

2014-2019,  

- interne Richtlinie des Hohen Rates für die öffentlichen Finanzen vom 29. März 2013. 
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IE - die Verfassung (Artikel 29.10), 

- Gesetz über eine verantwortungsvolle Finanzpolitik, das am 27. November 2012 in Kraft getreten ist. 

IT - Verfassungsgesetz Nr. 1 vom 20. April 2012 zur Änderung der Verfassung,  

- Gesetz 243/2012 vom 24. Dezember 2012 mit Bestimmungen zur Umsetzung des Grundsatzes des 

ausgewogenen Haushalts gemäß Artikel 81 § 6 der Verfassung, geändert durch Gesetz Nr. 164 vom 

12. August 2016.  

LT - Verfassungsgesetz über die Umsetzung des Fiskalpakts, Nr. XII-1289 vom 6. November 2014,  

- Gesetz Nr. XII-1290 vom 6. November 2014 zur Änderung des Gesetzes Nr. X-1316 über die 

Haushaltsdisziplin, 

- Gesetz Nr. XII-1291 vom 6. November 2014 zur Änderung des Gesetzes Nr. I-907 über das nationale 

Rechnungsprüfungsamt.  

LU - Gesetz über die Genehmigung des Pakts vom 29. März 2013, 

- Gesetz über die Koordinierung und die Verwaltung der öffentlichen Finanzen vom 12. Juli 2014, 

geändert am 23. Dezember 2016, 

- Gesetz über die mehrjährige Finanzplanung für den Zeitraum 2014-2018.  

LV - Gesetz zur Ratifizierung des SKS-Vertrags vom 31. Mai 2012,   

- Gesetz über die Haushaltsdisziplin vom 31. Januar 2013. 

MT - Gesetz über eine verantwortungsvolle Finanzpolitik vom 8. August 2012. 

NL - Gesetz über die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen vom 11. Dezember 2013, 

- Gesetz über den Staatsrat, geändert durch das Gesetz vom 22. April 2010, 

- Geschäftsordnung der niederländischen Regierung, 

- interne Vorschriften und Verfahren des Beratungsgremiums des Staatsrates, 

- Vereinbarung zwischen dem Staatsrat und dem Finanzministerium bzw. dem ZPB. 

PT - Haushaltsrahmengesetz, genehmigt mit dem Gesetz Nr. 151/2015 vom 11. September 2015, 

- die derzeit geltenden Artikel des Haushaltsrahmengesetzes, genehmigt mit Gesetz Nr. 91/2001 vom 

20. August, insbesondere unter Berücksichtigung der fünften Änderung durch das Gesetz Nr. 22/2011 

vom 20. Mai, der siebten Änderung durch das Gesetz Nr. 37/2013 vom 14. Juni und der achten 

Änderung durch das Gesetz Nr. 41/2014 vom 10. Juli, 

- Gesetz Nr. 54/2011 vom 19. Oktober 2011 zur Genehmigung der Satzung des Staatlichen Finanzrates 

Portugals, geändert durch Artikel 187 des Gesetzes Nr. 82-B/2014 vom 31. Dezember (Satzung). 

RO - Gesetz über finanz- und haushaltspolitische Verantwortung Nr. 69/2010, geändert durch das Gesetz 

Nr. 377/2013 zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes vom 23. Dezember 2013, veröffentlicht im 

rumänischen Amtsblatt vom 23. Dezember 2013. 

SI - Verfassungsgesetz vom 24. Mai 2013 zur Änderung des Artikels 148 der Verfassung, 

- Gesetz über die Haushaltsregeln vom 10. Juli 2015. 

SK - die Verfassung, 

- Gesetz Nr. 436/2013 Coll. vom 29. November 2013, mit dem im Gesetz Nr. 523/2004 Coll. über die 

gesamtstaatlichen Haushaltsregeln ein neuer Artikel (Artikel 30a) eingeführt wurde, 

- Verfassungsgesetz über die finanzpolitische Verantwortung Nr. 493/2011 Coll. vom 8. Dezember 

2011, mit dem der Rat für haushaltspolitische Verantwortung als Überwachungsinstitution errichtet 

wurde. 
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Anhang IV 

Kürzel, mit denen in dem Bericht auf die Vertragsparteien verwiesen wird 

 

 

AT Österreich 

BE Belgien 

BG Bulgarien 

CY Zypern 

DE Deutschland 

DK Dänemark 

EE Estland 

EL Griechenland 

ES Spanien 

FI Finnland 

FR Frankreich 

IE Irland 

IT Italien 

LT Litauen 

LU Luxemburg 

LV Lettland 

MT Malta 

NL Niederlande 

PT Portugal 

RO Rumänien 

SI Slowenien 

SK Slowakei 
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Anhang V 

Verzeichnis der nationalen Überwachungsinstitutionen, denen ein SKSV-spezifisches 

Mandat übertragen wurde 

 

 Name der Institution (Englisch/Landessprache) Status 

AT Fiscal Advisory Council 

Fiskalrat 

Der Nationalbank 

angeschlossen 

BE Public Sector Borrowing Requirement Section of the High Council of 

Finance 

Afdeling "Financieringsbehoeften van de Overheid" van de Hoge 

Raad van Financiën / Section "Besoins de financement des pouvoirs 

publics" du Conseil Supérieur des Finances 

In den Hohen Finanzrat 

eingegliedert 

BG Fiscal Council 

Фискален Съвет На България  

Eigenständig 

CY Fiscal Council 

Δημοσιονομικό Συμβούλιο 

Eigenständig 

DE Independent Advisory Board to the Stability Council  

Unabhängiger Beirat des Stabilitätsrates 

Dem Stabilitätsrat 

angeschlossen 

DK Economic Council 

De Økonomiske Råd 

Eigenständig 

EE Fiscal Council 

Eelarvenoukogu 

Der Zentralbank angeschlossen 

EL Hellenic Fiscal Council 

Ελληνικο Δημοσιονομικο Συμβουλιο 

Eigenständig 

 

ES Independent Fiscal Responsibility Authority 

Autoridad Independiente de Responsabilidad Fiscal 

Eigenständig 

FI Performance and Fiscal Policy Audit Department  

Tuloksellisuustarkastuksen ja finanssipolitiikan tarkastuksen yksikkö 

In das nationale 

Rechnungsprüfungsamt 

eingegliedert 

FR High Council of Public Finances 

Haut Conseil des Finances Publiques 

Dem nationalen 

Rechnungsprüfungsamt 

angeschlossen 

IE Irish Fiscal Advisory Council Eigenständig 

IT Parliamentary Budget Office 

Ufficio Parlamentare di Bilancio 

Dem Parlament angeschlossen 

LT National Audit Office (via the Budget Policy Monitoring 

Department) 

Lietuvos Respublikos valstybės kontrolė (Biudžeto politikos 

stebėsenos departamentas) 

In das nationale 

Rechnungsprüfungsamt 

eingegliedert 

LU National Council for Public Finances 

Conseil National des Finances Publiques 

Eigenständig 

LV Fiscal Discipline Council 

Fiskālās disciplīnas padome 

Eigenständig 

MT Malta Fiscal Advisory Council  Eigenständig 

NL Advisory Division of the Council of State  

Afdeling Advisering van de Raad van State 

In den Staatsrat eingegliedert 

PT Public Finance Council  

Conselho das Finanças Públicas 

Eigenständig 

RO Fiscal Council  

Consiliul Fiscal 

Der Rumänischen Akademie 

angeschlossen 

SI Fiscal Council  

Fiskalni Svet 

Eigenständig  

SK Council for Budgetary Responsibility Rada pre rozpočtovú 

zodpovednosť 

Eigenständig 

 

http://fdp.gov.lv/

